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Geschäftsordnung 
für den Stadtrat, die Ausschüsse und 

die Ortschaftsräte  
der Stadt Markranstädt 

 
Der Stadtrat der Stadt Markranstädt hat in 
seiner Sitzung am 04.12.2014 aufgrund 
von § 38 Abs. 2 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der 
Bekanntmachung der Neufassung vom 03. 
März 2014 (SächsGVBl. S. 146) nachfol-
gende Geschäftsordnung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Zusammensetzung des Stadtrates 
 

Der Stadtrat besteht aus den Stadt-
räten und dem Bürgermeister als 
Vorsitzenden. 

 
§ 2 Fraktionen 

 
(1) Die Stadträte können sich zu Frak-

tionen zusammenschließen. Diese 
sind Organteile des Stadtrates. 
Fraktionen sind auf Dauer angeleg-
te Zusammenschlüsse von mindes-
tens zwei Stadträten, zwischen de-
nen eine grundsätzliche politische 
Übereinstimmung besteht. Ein 
Stadtrat kann nur einer Fraktion 
angehören.  
 

(2) Die Bildung, Veränderung und Auf-
lösung einer Fraktion, ihre Be-
zeichnung, der Name des Vorsit-
zenden, des Stellvertreters sowie 
die Namen der Mitglieder sind dem 
Bürgermeister schriftlich mitzutei-
len. Der Mitteilung ist eine Mehr-
fertigung der Fraktionsvereinba-
rung entsprechend der Sächsischen 
Gemeindeordnung beizufügen. So-
fern die Mitglieder einer Fraktion 
nicht auf Grundlage desselben 

Wahlvorschlages in den Stadtrat 
gewählt worden sind und die Frak-
tionsvereinbarung darüber keine 
Angaben enthält, ist der Mitteilung 
an den Bürgermeister zusätzlich 
eine von allen Mitgliedern des Zu-
sammenschlusses unterzeichnete 
Erklärung über die gemeinsam an-
gestrebten kommunalpolitischen 
Ziele beizufügen. 
 

(3) Die Fraktionen können die Rechte 
ausüben, die von einzelnen Stadt-
räten oder von Gruppen von Stadt-
räten nach der SächsGemO ausge-
übt werden können. Bei der Wahr-
nehmung von Antragsrechten muss 
die Fraktionsstärke, mit Ausnahme 
der Anträge zur Tagesordnung nach 
§ 36 Abs. 5 SächsGemO, das von 
der SächsGemO jeweils bestimmte 
Quorum erfüllen. Anträge können 
mit der Unterschrift des Fraktions-
vorsitzenden gestellt werden.  
 

(4) Fraktionen haben das Recht, ent-
sprechend der Sitzverteilung bzw. 
des Stärkeverhältnisses im Stadt-
rat, Mitglieder in die Ausschüsse zu 
entsenden. Dies gilt auch für die 
Bestellung weiterer Vertreter der 
Stadt in Gesellschaftsversammlun-
gen oder Organen in privatrechtli-
chen Unternehmen gemäß § 98 
Abs. 1 SächsGemO sowie für die 
Entsendung weiterer Vertreter in 
eine Verbandsversammlung eines 
Zweckverbandes gemäß § 52 Abs. 3 
Satz 2 in Verbindung mit § 16 Abs. 
4 Sächsischen Gesetzes über kom-
munale Zusammenarbeit 
(SächsKomZG). 
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(5) Beschließt der Stadtrat die Eini-

gung gemäß § 42 Abs. 2 Satz 4 
SächsGemO werden die Aus-
schussmitglieder von der Fraktion 
bestimmt und dem Bürgermeister 
schriftlich mitgeteilt. Der Bürger-
meister teilt dem Stadtrat die Zu-
sammensetzung der Ausschüsse 
bzw. die Besetzung schriftlich mit. 
Die entsandten Mitglieder der Frak-
tionen können sich im Einzelfall 
durch andere Stadträte vertreten 
lassen.  
 

(6) Die von der Fraktion benannten 
Ausschussmitglieder können von 
der Fraktion abberufen werden. Die 
Abberufung ist gegenüber dem 
Bürgermeister schriftlich zu erklä-
ren. 

 
II. Rechte und Pflichten der Stadträte 

 
§ 3 Rechtsstellung der Stadträte 

 
(1) Die Stadträte üben ihr Mandat eh-

renamtlich aus. Der Bürgermeister 
verpflichtet die Stadträte in der 
ersten Sitzung öffentlich auf die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Pflichten.  
 

(2) Die Stadträte üben ihr Mandat nach 
dem Gesetz und ihrer freien, dem 
Gemeinwohl verpflichteten Über-
zeugung aus. An Verpflichtungen 
und Aufträge, durch die diese Frei-
heit beschränkt wird, sind sie nicht 
gebunden. 

 
§ 4 Informations- und Anfragerecht  

 
(1) Ein Fünftel der Stadträte kann in al-

len Angelegenheiten der Gemeinde 
verlangen, dass der Bürgermeister 
den Stadtrat informiert und diesem  

 
oder einem von ihm bestellten Aus-
schuss Akteneinsicht gewährt. In 
dem Ausschuss müssen die Antrag-
steller vertreten sein. Der Aus-
schuss für die Akteneinsicht wird 
für den Einzelfall gebildet (§ 28 
Abs. 5 SächsGemO).  
 

(2) Das Informations- und Aktenein-
sichtsrecht ist durch die Rechte 
Dritter begrenzt und darf nicht 
rechtsmissbräuchlich ausgeübt 
werden. Geheim zu haltende Ange-
legenheiten nach § 53 Abs. 3 Satz 3 
SächsGemO dürfen nicht Gegen-
stand des Informations- und Ak-
teneinsichtsrechts sein.  
 

(3) Jeder Stadtrat kann an den Bürger-
meister schriftliche oder in einer 
Sitzung des Stadtrates mündliche 
Anfragen über einzelne Angelegen-
heiten der Stadt richten. Eine Aus-
sprache über Anfragen findet nicht 
statt. Die Beantwortung von Anfra-
gen hat in angemessener Frist, die 
grundsätzlich nicht länger als vier 
Wochen beträgt, zu erfolgen. 
 

(4) Schriftliche Anfragen sind mindes-
tens fünf Werktage vor Beginn der 
nächstfolgenden Sitzung des Stadt-
rates dem Bürgermeister zuzulei-
ten. Die Beantwortung hat schrift-
lich zu erfolgen, wenn der Frage-
steller es verlangt. 
 

(5) Mündliche Anfragen können ent-
sprechend der Tagesordnung der 
Stadtratssitzung (Bürgerfragestun-
de) an den Bürgermeister gerichtet 
werden. Die Anfragen dürfen sich 
nicht auf Verhandlungsgegenstän-
de der betreffenden Sitzung bezie-
hen. Sie müssen kurz gefasst  sein 
und eine kurze Beantwortung er 
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möglichen. Der Fragesteller darf 
jeweils nur eine Zusatzfrage stel-
len. Ist eine sofortige Beantwor-
tung nicht möglich, kann der Fra-
gesteller eine Beantwortung in der 
nächsten Sitzung oder auf eine 
schriftliche Beantwortung verwie-
sen werden. 
 

(6) Anfragen nach Absatz 3 dürfen zu-
rückgewiesen werden, wenn 

 
a) sie nicht den Bestimmungen 

der Absätze 2 bis 5 entspre-
chen; 

b) die begehrte Auskunft demsel-
ben oder einem anderen 
Fragestellerinnerhalb der letz-
ten sechs Monate bereits erteilt 
wurde und sich die Sach- und 
Rechtslage in dieser Zeit nicht 
geändert hat, 

c) die Beantwortung offenkundig 
mit einem unverhältnismäßi-
gen Aufwand verbunden wäre. 
 

§ 5 Mandatsausübung und  
Verschwiegenheitsplicht 

 
(1) Die Stadträte müssen die ihnen 

übertragenen Aufgaben uneigen-
nützig und verantwortungsbewusst 
erfüllen. Die Stadträte haben eine 
besondere Treuepflicht gegenüber 
der Stadt. Stadträte und Ort-
schaftsräte dürfen Ansprüche und 
Interessen eines anderen gegen die 
Stadt nicht geltend machen, soweit 
sie nicht als gesetzliche Vertreter 
handeln. 
 

(2) Die Stadträte sind zur Verschwie-
genheit über alle Angelegenheiten 
verpflichtet, deren Geheimhaltung 
gesetzlich vorgeschrieben, beson-
ders angeordnet oder ihrer Natur  

 
nach erforderlich ist. Sie dürfen die 
Kenntnis von geheim zu haltenden 
Angelegenheiten nicht unbefugt 
verwerten. Diese Verpflichtungen 
bestehen auch nach Beendigung 
der ehrenamtlichen Tätigkeit fort. 
Die Geheimhaltung kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohls 
oder zum Schutz berechtigter Inte-
ressen Einzelner angeordnet wer-
den. Die Anordnung ist aufzuhe-
ben, sobald sie nicht mehr gerecht-
fertigt ist. 
 

(3) Die Stadträte und der Bürgermeis-
ter sind zur Verschwiegenheit über 
alle in nicht-öffentlicher Sitzung 
behandelten Angelegenheiten so 
lange verpflichtet, bis der Stadtrat 
im Einvernehmen mit dem Bürger-
meister die Verschwiegenheits-
pflicht aufhebt. 

 
III. Geschäftsführung des Stadtrates 

 
1. Vorbereitung der Sitzungen des 

Stadtrates 
 

§ 6 Einberufung der Sitzung 
 

(1) Der Stadtrat beschließt über Ort 
und Zeit seiner regelmäßigen Sit-
zungen.  
 

(2) Der Bürgermeister beruft den 
Stadtrat schriftlich und/ oder so-
weit die Stadträte die technischen 
Voraussetzungen eingerichtet ha-
ben in elektronischer Form mit an-
gemessener Frist, in der Regel 
sechs volle Tage vor dem Sitzungs-
tag, ein. Mit der Einberufung sind 
den Mitgliedern des Stadtrates  die 
Verhandlungsgegenstände mitzu-
teilen. Dabei sind die für die Bera-
tung erforderlichen Unterlagen bei 
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zufügen, soweit nicht das öffentli-
che Wohl oder berechtigte Interes-
sen Einzelner entgegenstehen.  
 

(3) Der Bürgermeister entscheidet im 
Rahmen des Absatzes 2 über die 
Form und die Übermittlung der Ein-
ladung. Die Mitglieder des Stadtra-
tes, die über die technischen Vo-
raussetzungen zum Versenden und 
Empfangen elektronischer Post ver-
fügen, können dem Bürgermeister 
schriftlich oder elektronisch eine E-
Mail-Adresse mitteilen, an die die 
Einladungen im Sinne des Absatzes 
2 rechtsverbindlich übersendet 
werden können. Der Empfänger ist 
dafür verantwortlich, dass unbe-
fugte Dritte keinen Zugriff auf Ein-
ladungen und Beratungsunterlagen 
nehmen können. Die Stadträte sind 
verpflichtet, dem Bürgermeister 
unverzüglich Änderungen ihrer Ad-
resse zur schriftlichen oder elekt-
ronischen Ladung mitzuteilen. 
 

(4) Der Stadtrat ist unverzüglich ein-
zuberufen, wenn es ein Fünftel der 
Stadträte unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes schriftlich 
beantragt. Absatz 2 gilt entspre-
chend. 
 

(5) In Eilfällen kann der Stadtrat form-
los und ohne Frist jedoch unter An-
gabe der Verhandlungsgegenstän-
de einberufen werden. 

 
§ 7 Aufstellung der Tagesordnung 

 
(1) Der Bürgermeister stellt die Tages-

ordnung in eigener Verantwortung 
auf. Soweit der Ältestenrat die Be-
ratung von Verhandlungsgegen-
ständen gewünscht hat, soll der  
 

 
Bürgermeister diese in die Tages-
ordnung aufnehmen. 
 

(2) Auf Antrag von mindestens einem 
Fünftel der Stadträte oder einer 
Fraktion ist ein Verhandlungsge-
genstand auf die Tagesordnung 
spätestens der übernächsten Sit-
zung des Stadtrates zu setzen. Dies 
gilt nicht, wenn der Stadtrat den-
selben Verhandlungsgegenstand 
innerhalb der letzten sechs Monate 
bereits behandelt, oder wenn sich 
seit der Behandlung die Sach- oder 
Rechtslage wesentlich geändert 
hat. 
 

(3) Auf Beschluss des Ortschaftsrates 
ist ein Verhandlungsgegenstand, 
der in die Zuständigkeit des 
Ortschaftsrates fällt, auf die Tages-
ordnung spätestens der übernächs-
ten Sitzung des Stadtrates zu set-
zen, wenn der Stadtrat den glei-
chen Verhandlungsgegenstand 
nicht innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits behandelt hat, oder 
wenn sich seit der Behandlung die 
Sach- und Rechtslage wesentlich 
geändert hat. 
 

(4) Der Bürgermeister legt die Reihen-
folge der einzelnen Verhandlungs-
gegenstände fest und bestimmt un-
ter Beachtung der gesetzlichen 
Vorschriften, welche Verhand-
lungsgegenstände in nichtöffentli-
cher Sitzung behandelt werden sol-
len. 
 

(5) Der Bürgermeister ist berechtigt, 
bis zum Eintritt in die Sitzung Ver-
handlungsgegenstände abzusetzen, 
sofern es sich nicht um Verhand-
lungsgegenstände nach § 6 Abs. 5 
und § 7 Abs. 2 und 3 handelt. 
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(6) Der Bürgermeister kann die Tages-

ordnung ohne Einhaltung der er-
forderlichen Ladungsfrist erwei-
tern, wenn die Voraussetzungen 
eines Eilfalles gegeben sind. 
 
§ 8 Beratungsunterlagen 

 
(1) Die Beratungsunterlagen sind für 

die Stadträte bestimmt. Sie sollen 
die Sach- und Rechtslage darstellen 
und möglichst einen Beschlussvor-
schlag enthalten. 
 

(2) Sie dürfen ohne Zustimmung des 
Bürgermeisters nicht an Dritte wei-
tergegeben werden. 

 
§ 9 Ortsübliche Bekanntgabe 

 
Zeit, Ort und Tagesordnung der öf-
fentlichen Sitzung sind vom Bür-
germeister unter Einhaltung einer 
Frist von sechs Tagen vor dem Sit-
zungstag ortsüblich bekanntzuge-
ben. Dies gilt nicht bei der Einberu-
fung des Stadtrates in Eilfällen. 

 
2.  Durchführung der Sitzungen des 

Stadtrates 
 

§ 10 Teilnahmepflicht 
 

Die Mitglieder des Stadtrates sind 
verpflichtet, an den Sitzungen des 
Stadtrates teilzunehmen. Im Falle 
einer Verhinderung ist dies unver-
züglich, spätestens zu Beginn der 
Sitzung, dem Bürgermeister mitzu-
teilen. Die Mitteilungspflicht be-
steht auch für den Fall, dass ein 
Mitglied des Stadtrates eine Sit-
zung vorzeitig verlassen muss. 

 
 
 

 
§ 11 Öffentlichkeit der Sitzungen 

 
(1) Die Sitzungen des Stadtrates sind 

öffentlich, sofern nicht das öffent-
liche Wohl oder berechtigte Inte-
ressen Einzelner eine nichtöffentli-
che Verhandlung erfordern. Jeder-
mann hat das Recht, als Zuhörer an 
öffentlichen Sitzungen des Stadtra-
tes teilzunehmen, soweit dies die 
räumlichen Möglichkeiten gestat-
ten. Die Zuhörer sind nicht berech-
tigt außerhalb der Bürgerfrage-
stunde, das Wort zu ergreifen oder 
sich sonst an den Verhandlungen 
des Stadtrates zu beteiligen. 
 

(2) Während der öffentlichen Sitzung 
sind Ton- und Bildaufzeichnungen, 
die nicht zum Zwecke der Erstel-
lung der Niederschrift nach § 40 
SächsGemO angefertigt werden, 
nur mit vorheriger Zustimmung und 
schriftlicher Genehmigung des 
Bürgermeisters zulässig. Der Bür-
germeister hört vor Erteilung seiner 
Genehmigung die Fraktionsvorsit-
zenden und fraktionslosen Stadträ-
te an (Einholung der Zustim-
mung/Ablehnung). Die Genehmi-
gung ist insbesondere zu versagen, 
wenn dies für den ungestörten Sit-
zungsverlauf erforderlich erscheint. 
 

(3) In nichtöffentlicher Sitzung gefass-
te Beschlüsse sind in öffentlicher 
Sitzung bekanntzugeben, sofern 
nicht das öffentliche Wohl oder be-
rechtigte Interessen Einzelner ent-
gegenstehen. 
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§ 12 Sitzordnung 

 
Die Stadträte sitzen nach ihrer 
Fraktionszugehörigkeit. Kommt 
keine Einigung zustande, bestimmt 
der Bürgermeister die Sitzordnung 
der Fraktionen unter Berücksichti-
gung ihrer zahlenmäßigen Stärke 
im Stadtrat. Die Sitzordnung inner-
halb der Fraktion wird von deren 
Vertretern im Stadtrat festgelegt 
und ist dem Bürgermeister schrift-
lich mitzuteilen. Stadträten, die 
keiner Fraktion angehören, weist 
der Bürgermeister einen Sitzplatz 
zu. 
 

§ 13 Vorsitz im Stadtrat 
 

(1) Der Bürgermeister führt den Vorsitz 
im Stadtrat. Der Bürgermeister er-
öffnet und schließt die Sitzung und 
leitet die Verhandlungen des Stadt-
rates. Er kann die Verhandlungslei-
tung vorübergehend an einen 
Stadtrat abgeben. 
 

(2) Bei tatsächlicher und rechtlicher 
Verhinderung des Bürgermeisters 
führen seine Stellvertreter im Sinne 
des §§ 55 Abs. 3 und 4 SächsGemO 
sowie bei dessen/deren  Verhinde-
rung der Stellvertreter nach § 55 
Abs. 2 SächsGemO den Vorsitz. 
Sind alle bestellten Stellvertreter 
vorzeitig ausgeschieden oder sind 
im Falle der Verhinderung des Bür-
germeisters auch sämtliche Stell-
vertreter verhindert, hat der Stadt-
rat unverzüglich einen oder mehre-
re Stellvertreter neu oder auf die 
Dauer der Verhinderung zusätzlich 
zu bestellen. Bis zu dieser Bestel-
lung nimmt das an Lebensjahren äl-
teste, nicht verhinderte Mitglied 
des Stadtrates, die Aufgaben des  

 
Stellvertreters des Bürgermeisters 
wahr.  

 
§ 14 Beschlussfähigkeit des Stadtrates 

 
(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung 

stellt der Bürgermeister die ord-
nungsgemäße Einberufung sowie 
die Beschlussfähigkeit des Stadtra-
tes fest und lässt dies in der Nie-
derschrift vermerken.  
 

(2) Der Stadtrat ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte aller 
Mitglieder anwesend und stimmbe-
rechtigt ist. Bei Befangenheit von 
mehr als der Hälfte aller Mitglieder 
ist der Stadtrat beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Viertel aller 
Mitglieder anwesend und stimmbe-
rechtigt ist.  
 

(3) Ist der Stadtrat nicht beschlussfä-
hig, muss eine zweite Sitzung statt-
finden, in der er beschlussfähig ist, 
wenn mindestens drei Mitglieder 
anwesend und stimmberechtigt 
sind; bei der Einberufung der zwei-
ten Sitzung ist hierauf hinzuwei-
sen. Die zweite Sitzung entfällt, 
wenn weniger als drei Mitglieder 
stimmberechtigt sind. 
 

(4) Ist der Stadtrat auch in der zweiten 
Sitzung nach Abs. 3 wegen Befan-
genheit von Mitgliedern nicht be-
schlussfähig, entscheidet der Bür-
germeister an seiner Stelle nach 
Anhörung der nicht befangenen 
Stadträte. Sind auch der Bürger-
meister und seine Stellvertreter be-
fangen, kann der Stadtrat ein 
stimmberechtigtes Mitglied für die 
anstehende Entscheidung zum 
Stellvertreter des Bürgermeisters 
bestellen. Wird kein stimmberech 
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tigtes Mitglied zum Stellvertreter 
des Bürgermeisters bestellt, 
schließt der Bürgermeister den Ta-
gesordnungspunkt und unterrichtet 
die Rechtsaufsichtsbehörde. 
 

§ 15 Befangenheit von Mitgliedern des 
Stadtrates 

 
(1) Ein Mitglied des Stadtrates, bei 

dem der Tatbestand vorliegt, der 
Befangenheit nach § 20 Abs. 1 
SächsGemO zur Folge haben kann, 
hat dies vor Beginn der Beratung 
dieser Angelegenheit dem Bürger-
meister mitzuteilen. Wer im Sinne 
des § 20 SächsGemO befangen ist, 
darf weder beratend noch ent-
scheidend in der Angelegenheit 
mitwirken und muss die Sitzung 
verlassen. Ist die Sitzung öffent-
lich, darf der befangene Stadtrat 
als Zuhörer im Zuhörerbereich an-
wesend sein. Bei nichtöffentlicher 
Sitzung ist der Sitzungsraum zu 
verlassen. 
 

(2) Ob ein Ausschließungsgrund in der 
Person eines Mitgliedes des Stadt-
rates vorliegt, entscheidet im Zwei-
felsfall der Stadtrat, und zwar in 
Abwesenheit des Betroffenen. 
 

(3) Verstößt ein Mitglied des Stadtra-
tes gegen die Offenbarungspflicht 
nach Absatz 1, so stellt der Stadtrat 
dies durch Beschluss fest. Der Be-
schluss ist in die Niederschrift auf-
zunehmen.  

 
§ 16 Teilnahme an Sitzungen des  

Stadtrates 
 

(1) Der Stadtrat kann sachkundige 
Einwohner und Sachverständige 
zur Beratung einzelner Angelegen- 

 
heiten hinzuziehen. Die Ortsvor-
steher können an den Sitzungen 
des Stadtrates mit beratender 
Stimme teilnehmen. An der Ent-
scheidung der Angelegenheiten 
dürfen sich diese Geladenen nicht 
beteiligen. 
 

(2) Bei der Vorbereitung wichtiger Ent-
scheidungen kann der Stadtrat be-
troffene Personen und Personen-
gruppen einladen, um ihnen Gele-
genheit zu geben, ihre Auffassung 
vorzutragen (Anhörung), soweit 
nicht die Anhörung bereits gesetz-
lich vorgeschrieben ist. An der Be-
ratung und Entscheidung dürfen 
die Geladenen nicht teilnehmen. 
Die Anhörung kann nur zu dem  in 
der Einladung angegebenen Ver-
handlungsgegenstand durchgeführt 
werden. Aus der Anhörung ergibt 
sich kein allgemeines Rede- und 
Vortragsrecht, sondern nur ein Vor-
trags- und Äußerungsrecht der zu-
gelassenen Personen in der be-
zeichneten Angelegenheit.  
 

(3) Der Stadtrat kann bei öffentlichen 
Sitzungen Einwohnern und denen 
ihnen nach § 10 Abs. 3 SächsGemO 
gleichgestellten Personen sowie 
Vertretern von Bürgerinitiativen 
die Möglichkeit einräumen, Fragen 
zu Gemeindeangelegenheiten zu 
stellen oder Anregungen und Vor-
schläge zu unterbreiten (Frage-
stunde).  Zu den Fragen nimmt der 
Bürgermeister oder ein von ihm 
Beauftragter Stellung. Ist eine so-
fortige Beantwortung nicht mög-
lich, so kann der Fragesteller auf 
eine schriftliche Beantwortung 
verwiesen werden. Melden sich 
mehrere gleichzeitig, so bestimmt 
der Bürgermeister die Reihenfolge  
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der Wortmeldungen. Jeder Frage-
steller ist berechtigt, höchstens ei-
ne Zusatzfrage zu stellen. Eine Be-
ratung findet nicht statt. 
 

(4) Der Bürgermeister kann den Vor-
trag in den Sitzungen des Stadtra-
tes einem Bediensteten der Stadt 
übertragen; auf Verlangen des 
Stadtrates muss er einen solchen 
zu Sachverständigenauskünften 
hinzuziehen.  

 
 

§ 17 Änderungen und Erweiterung der 
Tagesordnung 

 
(1) Der Stadtrat kann nach Eintritt in 

die Tagesordnung beschließen: 
 

a) die Reihenfolge der Verhand-
lungsgegenstände zu ändern, 

b) Verhandlungsgegenstände zu 
teilen oder miteinander zu ver-
binden, 

c) die Beratung eines in öffentli-
cher Sitzung vorgesehenen 
Verhandlungsgegenstandes in 
die nichtöffentliche Sitzung zu 
verweisen, wenn dies das öf-
fentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner im Sinne 
des § 37 Abs. 1 Satz 1 
SächsGemO erfordern,  

d) die Beratung eines in nichtöf-
fentlicher Sitzung vorgesehe-
nen Verhandlungsgegenstan-
des in die öffentliche Sitzung 
zu verweisen, wenn keine 
Gründe des öffentlichen Wohls 
oder berechtigte Interessen 
Einzelner im Sinne des § 37 
Abs. 1 Satz 1 SächsGemO vor-
liegen. 

 
 

 
(2) Über Anträge aus der Mitte des 

Stadtrates, einen Verhandlungsge-
genstand entgegen der Tagesord-
nung in öffentlicher oder nichtöf-
fentlicher Sitzung zu behandeln, 
wird in nichtöffentlicher Sitzung 
beraten und entschieden. Be-
schließt der Stadtrat, einen Ver-
handlungsgegenstand in öffentli-
cher Sitzung zu behandeln, so hat 
der Bürgermeister diesen auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Stadtrates zu setzen.  
 

(3) Die Tagesordnung kann in der Sit-
zung nur durch den Bürgermeister 
erweitert werden, soweit es sich 
um Verhandlungsgegenstände 
handelt, die als Eilfälle im Sinne 
von § 36 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO 
anzusehen sind und alle Mitglieder 
des Stadtrates anwesend sind. Sind 
nicht alle Stadträte anwesend, sind 
die abwesenden Stadträte in einer 
Weise frist- und formlos und unter 
Angabe des Verhandlungsgegen-
standes zu laden, der sie noch 
rechtzeitig folgen können. Die Er-
weiterung ist in die Niederschrift 
aufzunehmen. 
 

(4) Die Erweiterung der Tagesordnung 
in einer nichtöffentlichen Sitzung 
durch den Bürgermeister ist zuläs-
sig, wenn dem alle Stadträte (ge-
setzliche Anzahl) zustimmen. 
 

(5) Verhandlungsgegenstände, die 
nach Auffassung des Stadtrates 
nicht in seine Zuständigkeit fallen 
(§ 36 Abs. 5 Satz 2 SächsGemO), 
muss der Stadtrat durch Beschluss 
von der Tagesordnung absetzen. 
Der Beschluss ist in die Nieder-
schrift aufzunehmen. 
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§ 18 Redeordnung 

 
(1) Der Bürgermeister ruft jeden Punkt 

der Tagesordnung nach der vorge-
sehenen oder beschlossenen Rei-
henfolge unter Bezeichnung des 
Verhandlungsgegenstandes auf und 
stellt die Angelegenheit zur Bera-
tung. Wird eine Angelegenheit be-
raten, die auf Antrag von mindes-
tens einem Fünftel der Stadträte 
oder einer Fraktion auf die Tages-
ordnung gesetzt wurde, so ist zu-
nächst den Antragstellern Gelegen-
heit zu geben, ihren Antrag zu be-
gründen. Im Übrigen erhält, soweit 
eine Berichterstattung vorgesehen 
ist, zunächst der Berichterstatter 
das Wort. 
 

(2) Wer das Wort ergreifen will, hat 
sich durch Heben der Hand zu mel-
den. Melden sich mehrere Mitglie-
der des Stadtrates gleichzeitig, so 
bestimmt der Bürgermeister die 
Reihenfolge der Wortmeldungen. 
Ein Teilnehmer der Beratung darf 
das Wort erst dann ergreifen, wenn 
es ihm vom Bürgermeister erteilt 
wird. 
 

(3) Außerhalb der Reihenfolge erhält 
das Wort, wer Anträge zur Ge-
schäftsordnung stellen will. 
 

(4) Der Bürgermeister kann nach jedem 
Redner das Wort ergreifen. Er kann 
ebenso dem Vortragenden, den zu-
gezogenen sachkundigen Einwoh-
nern, den Stadtbediensteten oder 
Sachverständigen jederzeit das 
Wort erteilen oder sie zur Stellung-
nahme auffordern. 
 
 
 

 
(5) Die Redezeit beträgt im Regelfall 

höchstens 3 Minuten. Sie kann 
durch Beschluss des Stadtrates ver-
längert oder verkürzt werden. Ein 
Mitglied des Stadtrates darf höchs-
tens zweimal zum selben Verhand-
lungsgegenstand sprechen; Anträge 
zur Geschäftsordnung bleiben hier-
von unberührt.  

 
§ 19 Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung kön-

nen jederzeit von jedem Mitglied 
des Stadtrates gestellt werden. Da-
zu gehören insbesondere folgende 
Anträge: 
 
a) auf Schluss der Beratung, 
b) auf Schluss der Rednerliste, 
c) auf Verweisung an einen Aus-

schuss oder an den Bürger-
meister, 

d) auf Vertagung, 
e) auf Unterbrechung oder Aufhe-

bung der Sitzung, 
f) auf Ausschluss oder Wieder-

herstellung der Öffentlichkeit, 
g) auf namentliche oder geheime 

Abstimmung, 
h) auf Absetzung einer Angele-

genheit von der Tagesordnung. 
 

(2) Anträge zur Geschäftsordnung un-
terbrechen die Sachberatung. Au-
ßer dem Antragsteller und dem 
Bürgermeister erhält jeder Redner 
der Fraktionen und die keiner Frak-
tion angehörenden Stadträte Gele-
genheit zum Geschäftsordnungsan-
trag zu sprechen. 
 

(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung 
hat der Stadtrat gesondert vorab zu 
entscheiden. Werden mehrere An-
träge zur Geschäftsordnung gleich- 
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zeitig gestellt, so ist über den je-
weils weitestgehenden Antrag zu-
erst abzustimmen. In Zweifelsfällen 
bestimmt der Bürgermeister die 
Reihenfolge der Abstimmung. 
 

(4) Ein Antrag auf Schluss der Bera-
tung oder auf Schluss der Redner-
liste darf erst gestellt werden, 
wenn jede Fraktion und die keiner 
Fraktion angehörenden Stadträte 
Gelegenheit hatten, einmal das 
Wort zu nehmen. Wird ein Antrag 
auf Schluss der Beratung ange-
nommen, ist die Beratung abzubre-
chen und Beschluss zu fassen. Wird 
ein Antrag auf Schluss der Redner-
liste angenommen, dürfen nur noch 
diejenigen Stadträte zur Sache 
sprechen, die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung auf der Rednerliste 
vorgemerkt sind. 

 
§ 20 Anträge zur Sache 

 
(1) Jedes Mitglied des Stadtrates ist 

berechtigt, zu jedem Verhand-
lungsgegenstand Anträge zu stel-
len, um eine Entscheidung in der 
Sache herbeizuführen (Sachanträ-
ge). Die Anträge sind vor Abschluss 
der Beratung über diesen Verhand-
lungsgegenstand zu stellen und 
müssen einen abstimmungsfähigen 
Beschlussentwurf enthalten. Dies 
gilt auch für Zusatz- und Ände-
rungsanträge. § 19 Abs. 3 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 
 

(2) Anträge, deren Aufnahme das Ver-
mögen, den Schuldenstand oder 
den Haushalt der Stadt nicht uner-
heblich beeinflussen (Finanzanträ-
ge), insbesondere Änderungen der 
Aufwendungen und Erträge oder 
Änderungen der Auszahlungen und  

 
Einzahlungen gegenüber dem 
Haushaltsplan zur Folge haben,  
müssen mit einem nach den gesetz-
lichen Bestimmungen  durchführ-
baren Deckungsvorschlag verbun-
den werden. 
 

§ 21 Beschlussfassung 
 

(1) Der Stadtrat beschließt durch Ab-
stimmungen und Wahlen. Der Bür-
germeister ist stimmberechtigt, so-
fern die SächsGemO nichts Abwei-
chendes regelt. 
 

(2) Der Bürgermeister hat sich vor je-
der Beschlussfassung davon zu 
überzeugen, ob der Stadtrat be-
schlussfähig ist.  

 
§ 22 Abstimmungen 

 
(1) Der Stadtrat stimmt in der Regel of-

fen ab. Die Abstimmung erfolgt 
durch Handzeichen, soweit nicht 
der Stadtrat im Einzelfall etwas 
anderes beschließt. 
 

(2)  Aus wichtigem Grund kann der 
Stadtrat geheime Abstimmung be-
schließen. Geheime Abstimmung 
erfolgt durch Abgabe von Stimm-
zetteln. 
 

(3) Der Stadtrat hat namentlich abzu-
stimmen, wenn es ein Fünftel der 
Mitglieder des Stadtrates bean-
tragt. Bei namentlicher Abstim-
mung ist die Stimmabgabe jedes 
einzelnen Mitgliedes des Stadtrates 
in der Niederschrift zu vermerken. 
Wird zum selben Verhandlungsge-
genstand sowohl ein Antrag auf 
namentliche als auch auf geheime 
Abstimmung gestellt, so hat der  
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Antrag auf geheime Abstimmung 
Vorrang. 
 

(4) Die Beschlüsse werden mit Stim-
menmehrheit gefasst. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt. Stimmenthaltungen werden 
bei der Ermittlung der Stimmen-
mehrheit nicht berücksichtigt. 
 

(5) Das Abstimmungsergebnis wird 
vom Bürgermeister bekanntgege-
ben und in der Niederschrift fest-
gehalten. 
 

(6) Über Gegenstände einfacher Art 
und geringer Bedeutung kann der 
Stadtrat im schriftlichen und/oder 
elektronischen Verfahren beschlie-
ßen. Der damit verbundene Antrag 
ist angenommen, wenn kein Mit-
glied des Stadtrates widerspricht. 

 
§ 23 Wahlen 

 
(1) Wahlen werden geheim mit Stimm-

zetteln vorgenommen. Es kann of-
fen gewählt werden, wenn kein 
Mitglied des Stadtrates wider-
spricht. Gewählt ist, wer die Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden 
Stimmberechtigten erhalten hat. 
Wird eine solche Mehrheit bei der 
Wahl nicht erreicht, findet zwi-
schen den beiden Bewerbern mit 
den meisten Stimmen eine Stich-
wahl statt, bei der die einfache 
Mehrheit der abgegebenen Stim-
men entscheidet. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los. 
Steht nur eine Person zur Wahl an, 
findet im Falle des Satzes 4 ein 
zweiter Wahlgang statt, bei dem 
die einfache Mehrheit der abgege-
benen Stimmen ausreicht. 
 

 
(2) Die Stimmzettel sind vom Bürger-

meister bereitzuhalten. Jeder Be-
werber wird auf dem Stimmzettel 
namentlich benannt und erhält ein 
abgegrenztes Feld gleicher Größe. 
Der Stimmzettel muss so beschaf-
fen sein, dass nach Kennzeichnung 
und Faltung die Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. Werden mehrere 
Wahlen in derselben Sitzung des 
Stadtrates durchgeführt, müssen 
sich die Farben der Stimmzettel 
deutlich voneinander unterschei-
den. 
 

(3) Die Stimmzettel sind von den 
stimmberechtigten Mitgliedern des 
Stadtrates zweifelsfrei zu kenn-
zeichnen. Unbeschriftete Stimmzet-
tel gelten als Stimmenenthaltung. 
Stimmzettel, auf denen "ja" oder 
"nein" vermerkt ist, sind ungültig, 
es sei denn, dass nur eine Person 
zur Wahl ansteht. 
 

(4) Der Bürgermeister ermittelt unter 
Mithilfe eines vom Stadtrat bestell-
ten Mitgliedes oder eines Stadtbe-
diensteten das Wahlergebnis und 
gibt es dem Stadtrat bekannt.  
 

(5) Ist das Los zu ziehen, so hat der 
Stadtrat hierfür ein Mitglied zu be-
stimmen. Der Bürgermeister oder 
in seinem Auftrag ein Bediensteter 
stellt in Abwesenheit des zur Los-
ziehung bestimmten Mitgliedes des 
Stadtrates die Lose her. Der Her-
gang der Losziehung ist in der Nie-
derschrift zu vermerken. 

 
§ 24 Ordnungsgewalt und Hausrecht 

des Bürgermeisters 
 

(1) In den Sitzungen des Stadtrates übt 
der Bürgermeister die Ordnungs 
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gewalt und das Hausrecht aus. Sei-
ner Ordnungsgewalt und seinem 
Hausrecht unterliegen alle Perso-
nen, die sich während einer Sitzung 
des Stadtrates im Sitzungssaal auf-
halten. Wer sich als Zuhörer unge-
bührlich benimmt oder sonst die 
Würde der Versammlung verletzt, 
kann vom Bürgermeister zur Ord-
nung gerufen und notfalls aus dem 
Sitzungssaal gewiesen werden, 
wenn die Ordnung auf andere Wei-
se nicht wieder hergestellt werden 
kann. 
 

(2) Entsteht während der Sitzung des 
Stadtrates unter den Zuhörern stö-
rende Unruhe, so kann der Bürger-
meister nach vorheriger Abmah-
nung den für die Zuhörer bestimm-
ten Teil des Sitzungssaales räumen 
lassen, wenn die störende Unruhe 
auf andere Weise nicht zu beseiti-
gen ist. 

 
§ 25 Ordnungsruf und Wortentziehung 

 
(1) Redner, die vom Thema abschwei-

fen, kann der Bürgermeister zur 
Sache rufen. 
 

(2) Redner, die ohne Worterteilung das 
Wort an sich reißen oder die vorge-
schriebene bzw. die vom Stadtrat 
beschlossene Redezeit trotz ent-
sprechender Abmahnung über-
schreiten, kann der Bürgermeister 
zur Ordnung rufen.  
 

(3) Hat ein Redner bereits zweimal ei-
nen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder ei-
nen Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, 
so kann der Bürgermeister ihm das 
Wort entziehen, wenn der Redner 
Anlass zu einer weiteren Ord-
nungsmaßnahme gibt. Einem Red- 

 
ner, dem das Wort entzogen ist, 
darf es in derselben Sitzung zu dem 
betreffenden Verhandlungsgegen-
stand nicht wieder erteilt werden. 

 
§ 26 Ausschluss aus der Sitzung,  

Entzug der Sitzungsentschädigung 
 

(1) Bei grobem Verstoß gegen die Ord-
nung kann ein Mitglied des Stadt-
rates vom Bürgermeister aus dem 
Beratungsraum verwiesen werden. 
Mit dem Ausschluss aus der Sitzung 
ist der Verlust des Anspruchs auf 
die auf den Sitzungstag entfallende 
Entschädigung verbunden.  
 

(2) Bei wiederholten Verstößen nach 
Abs. 1 kann der Stadtrat ein Mit-
glied für mehrere, höchstens je-
doch für drei Sitzungen ausschlie-
ßen.  
 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für andere Personen, die 
gemäß § 16 dieser Geschäftsord-
nung an den Sitzungen des Stadtra-
tes teilnehmen. 

 
§ 27 Einspruch gegen  
Ordnungsmaßnahmen 

 
Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 26 
dieser Geschäftsordnung steht dem Betrof-
fenen der Verwaltungsrechtsweg offen. 
 
3. Niederschrift über die Sitzungen des 
Stadtrates, Unterrichtung der Öffent-
lichkeit 
 

§ 28 Niederschrift über die Sitzungen 
des Stadtrates 

 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der 

Verhandlungen des Stadtrates (ge-
drängte Zusammenfassung des Sit- 



GESCHÄFTSORDNUNG FÜR DEN STADTRAT UND AUSSCHÜSSE 
DER STADT MARKRANSTÄDT  10 002 
___________________________________________________________________ 

 13 

 
zungsverlaufs) ist eine Nieder-
schrift zu fertigen. Sie muss insbe-
sondere enthalten: 

 
a) den Namen des Vorsitzenden, 
b) die Zahl der anwesenden und 

die Namen der abwesenden 
Stadträte unter Angabe des 
Grundes der Abwesenheit, 

c) die Gegenstände der Verhand-
lung, 

d) die Anträge zur Sache oder zur 
Geschäftsordnung, 

e) die Abstimmungs- und Wahler-
gebnisse,  

f) den Wortlaut und die Beschluss-
nummer der vom Stadtrat ge-
fassten Beschlüsse, 

g) die Anzahl der anwesenden Bür-
ger.  

 
(2) Die Niederschrift soll eine gedräng-

te Wiedergabe des Verhandlungs-
verlaufs enthalten (Kurzprotokoll). 
Der Vorsitzende und jedes Mitglied 
des Stadtrates können verlangen, 
dass ihre Erklärung oder Abstim-
mung in der Niederschrift festge-
halten wird. 
 

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsit-
zenden, zwei Mitgliedern des 
Stadtrates, die an der Sitzung teil-
genommen haben, und dem Schrift-
führer zu unterzeichnen. Die bei-
den Stadträte werden vom Stadt-
rat, der Schriftführer wird vom 
Bürgermeister bestellt. Ist einer 
der Unterzeichnenden mit einzel-
nen Punkten der Niederschrift nicht 
einverstanden oder können sich die 
Unterzeichnenden über den Inhalt 
der Niederschrift nicht einigen, 
kann über die entsprechenden 
Einwände ein Vermerk gefertigt 
werden. Verweigert einer der Ge- 

 
nannten die Unterschrift, so ist 
dies in der Niederschrift zu ver-
merken.  
 

(4) Die Niederschrift ist innerhalb ei-
nes Monats, in der Regel jedoch 
spätestens zur nächsten Sitzung 
den Mitgliedern des Stadtrates zur 
Kenntnis zu bringen. Über die ge-
gen die Niederschrift vorgebrach-
ten Einwendungen entscheidet der 
Stadtrat. 
 

(5) Die Einsichtnahme in die Nieder-
schriften über die öffentliche Sit-
zung ist den Einwohnern der Stadt 
gestattet. Mehrfertigungen von 
Niederschriften über nichtöffentli-
che Sitzungen dürfen weder den 
Mitgliedern des Stadtrates noch 
sonstigen Personen ausgehändigt 
werden.  

 
§ 29 Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der 

vom Stadtrat gefassten Beschlüsse 
ist die Öffentlichkeit in geeigneter 
Weise zu unterrichten. Die Unter-
richtung ist Sache des Bürgermeis-
ters, der auch darüber entscheidet, 
in welcher Weise die Unterrichtung 
zu geschehen hat. 
 

(2) Die Unterrichtung nach Abs. 1 gilt 
grundsätzlich auch für Beschlüsse 
des Stadtrates, die in nichtöffentli-
cher Sitzung gefasst werden, sofern 
sie in öffentlicher Sitzung bekannt 
gegeben worden sind. 
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IV. Geschäftsführung der Ausschüsse 

 
§ 30 Beschließende Ausschüsse 

 
(1) Auf das Verfahren der beschließen-

den Ausschüsse sind die Bestim-
mungen dieser Geschäftsordnung 
über die Geschäftsführung des 
Stadtrates sinngemäß anzuwenden.  
 

(2) Sitzungen, die der Vorberatung von 
Angelegenheiten nach § 41 Abs. 4 
SächsGemO dienen, sind in der Re-
gel nichtöffentlich. 
 
§ 31 Beratende Ausschüsse 

 
(1) Auf das Verfahren der beratenden 

Ausschüsse sind die Bestimmungen 
dieser Geschäftsordnung über die 
Geschäftsführung des Stadtrates 
sinngemäß anzuwenden, soweit 
nicht die folgenden Absätze abwei-
chende Regelungen enthalten. 
 

(2) Die Sitzungen der beratenden Aus-
schüsse sind nichtöffentlich; die in 
§ 9 vorgeschriebene ortsübliche 
Bekanntgabe entfällt. § 29 dieser 
Geschäftsordnung findet keine An-
wendung. 
 

(3) Ist ein beratender Ausschuss we-
gen Befangenheit nicht beschluss-
fähig, entfällt die Vorberatung. 

 
V. Geschäftsführung des Ältestenrates 

 
§ 32 Geschäftsführung 

 
(1) Der Ältestenrat besteht aus dem 

Bürgermeister als Vorsitzenden 
sowie den Vorsitzenden der im 
Stadtrat vertretenen Fraktionen. 
Die Stadträte werden nach jeder 

regelmäßigen Wahl des Stadtrates 
von den Fraktionen benannt. So- 
 
wohl der Bürgermeister als auch 
die Vorsitzenden der im Stadtrat 
vertretenen Fraktionen können sich 
im Falle ihrer Verhinderung durch 
ihre Stellvertreter vertreten lassen.  
 

(2) Aufgabe des Ältestenrates ist es, 
den Bürgermeister in Fragen der 
Tagesordnung und des Ganges der 
Verhandlungen zu beraten. Die 
Entscheidung über die Aufstellung 
der Tagesordnung sowie die Ver-
handlungsführung in der Sitzung 
des Stadtrates (§§ 6 und 7 dieser 
Geschäftsordnung) obliegt dem 
Bürgermeister. Die gesetzliche Auf-
gabengrenze zwischen Bürgermeis-
ter und Stadtrat bleibt hiervon un-
berührt. 
 

(3) Der Ältestenrat soll vom Bürger-
meister rechtzeitig vor einer Sit-
zung des Stadtrates einberufen 
werden. Die Einberufung kann frist- 
und formlos geschehen. Über die 
Sitzung des Ältestenrates ist eine 
Niederschrift zu führen. 

 
VI. Geschäftsführung der Beiräte 

  
§ 33 Geschäftsführung der Beiräte 

 
(1) Auf das Verfahren der vom Stadtrat 

gebildeten Beiräte finden die Be-
stimmungen dieser Geschäftsord-
nung über die Geschäftsführung 
der beratenden Ausschüsse sinn-
gemäß Anwendung.  
 

(2) Aufgabe der Beiräte ist es, den 
Stadtrat und die Stadtverwaltung 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen. Die Beratungsergeb- 
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nisse sind entsprechend den ge-
setzlichen Zuständigkeiten dem  
Bürgermeister oder dem Stadtrat 
zur Kenntnisnahme zuzuleiten. 

 
VII. Geschäftsführung der  

Ortschaftsräte  
 

§ 34 Geschäftsführung der 
Ortschaftsräte 

 
(1) Auf das Verfahren der Ortschaftsrä-

te finden die Bestimmungen dieser 
Geschäftsordnung über die Ge-
schäftsführung des Gemeinderates 
sinngemäß Anwendung mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des 
Bürgermeisters der Ortsvorsteher 
tritt.  
 

(2) Nimmt der Bürgermeister an einer 
Sitzung des Ortschaftsrates teil, ist 
ihm vom Vorsitzenden auf Verlan-
gen jederzeit das Wort zu erteilen.  
 

(3) Stadträte, die in der Ortschaft 
wohnen und nicht Ortschaftsräte 
sind, können an allen Sitzungen 
des Ortschaftsrates mit beratender 
Stimme teilnehmen.  

 
VIII. Schlussbestimmungen,  

Inkrafttreten 
 

§ 35 Schlussbestimmung 
 
Jedem Mitglied des Stadtrates und der 
Ortschaftsräte ist eine Ausfertigung dieser 
Geschäftsordnung auszuhändigen. Wird 
die Geschäftsordnung während der Wahl-
zeit geändert, so ist auch die geänderte 
Fassung auszuhändigen. 
 

 
§ 36 Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage 
nach der Beschlussfassung durch den  
 
 
Stadtrat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ge-
schäftsordnung vom 09.09.1999 zuletzt 
geändert am 03.04.2008 außer Kraft.  
 
Markranstädt, den 05.12.2014 
 
 
 
Spiske 
Bürgermeister  
 
 
Inkrafttreten am 05.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


